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Strategie für die Zukunft

Während der Staat überall mit seinen 

Mitteln haushälterisch umgehen muss, 

ist die Versuchung gross, von reser-

vierten Mitteln Beträge abzuzweigen 

und sie für andere Zwecke einzuset-

zen. Zu solchen Zweckentfremdungen 

lässt sich nur hinreissen, wer keine klare 

Strategie hat.

Arbeits-, Einkaufs- und Schulwege hal-

ten sich nicht an politische Grenzen. 

Öffentlichen Aufgaben müssen des-

halb über die Gemeindegrenze hinaus 

geplant werden, um den Bedürfnissen 

der Bürger und Bürgerinnen gerecht zu 

werden. Dies manifestiert sich bereits 

jetzt in einer zunehmenden Zusammen-

arbeit zwischen den Gemeinden und in 

Gemeindevereinigungen. Die Regie-

rung und der Kantonsrat verfolgen die 

gemeinsame Strategie, diese struktu-

rellen Anpassungen an Realitäten des 

Lebens zu unterstützen. Dazu sollen 

die reservierten 80 Mio. Franken aus 

dem Ertragsüberschuss 2006 dienen. 

Gelingen kann dies aber nur, wenn Ge-

meinden und Kanton ein gemeinsames 

Verständnis teilen und vorwärtsgerich-

tet zusammenarbeiten.
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«So bewegen wir den Kanton»

Der Regierungsrat will seine Strategie zur Stärkung des Kantons weiterführen. Dazu 

braucht er 70 Mio. Franken für Fusionen und 10 Mio. Franken für innovative Zusammen-

arbeitsprojekte. Regierungsrat Marcel Schwerzmann erklärt, wie diese Gelder eingesetzt 

werden sollen.

Eine ähnliche Gesetzesvorlage hat der Re-

gierungsrat bereits 2007 in Vernehmlassung 

geschickt und kritische Reaktionen erhalten. 

Welches sind die Unterschiede zur heutigen 

Vorlage?

Marcel Schwerzmann: Damals wurde zu 

Recht kritisiert, dass das Gesetz nur Geld 

für Fusionen um die Zentren Sursee und Lu-

zern vorsah. Neu sollen mit dem Geld An-

reize sowohl für Gemeindevereinigungen in 

ländlichen als auch in städtischen Regionen 

geschaffen werden. Darüber hinaus können 

auch kommunale Zusammenarbeitsprojekte 

unterstützt werden. Jede Gemeinde in un-

serem Kanton muss letztlich die Chance 

haben, mit einem überzeugenden Projekt 

von solchen Geldern profitieren zu können. 

Sie plädieren für die Lösung, den Fonds für 

Sonderbeiträge aufzustocken. 

MS: Der Fonds für Sonderbeiträge gehört 

zum Finanzausgleich und ist ein bewährtes 

und gut funktionierendes Instrument. Es 

soll weitergeführt und finanziell gestärkt 

werden. Es ermöglicht, einer Gemeinde, die 

unverschuldet in eine Notlage geraten ist, 

gezielt Unterstützung zu leisten, ohne dass 

wir an den Grundsätzen des Finanzaus-

gleiches schrauben müssen. 

Der Kanton will 70 Mio. für Anreize für Fu-

sionen auf der Landschaft und in den Zen-

tren verwenden. Nach welchen Kriterien?

MS: Eine Fusion muss im Gesamtinteresse 

des Kantons liegen. Sehr detailliert werden 

die Schulden- und Lastensituation, aber 

auch der zukünftige Investitionsbedarf un-

tersucht. Weitere Kriterien sind die Finanz-

kraft der fusionswilligen Gemeinden, deren 

Steuerfüsse, aber auch die direkten Folge

Nicole Bachmann
Projektleiterin Finanzdepartement
 

 

Die Bevölkerung gestaltet die neue Gemeinde Hitzkirch.



kosten einer Fusion. Diese Hauptkrite-

rien sind bereits durch die erfolgreichen 

Fusionsprojekte praxiserprobt und eig-

nen sich sowohl bei sanierungsbedingten 

wie auch bei strategischen Zusammen-

schlüssen.  

Die Gelder werden ausschliesslich für 

die Gemeinden verwendet. Wie wird 

darauf geschaut, dass die Gelder zwi-

schen Landschaft und Stadtregion ge-

recht aufgeteilt werden?

MS: Wir prüfen die besten, zukunfts-

versprechenden Projekte. Solche gibt 

es in städtischen wie in ländlichen Ge-

bieten. Es ist unser politischer Auftrag, 

niemanden zu bevorzugen oder zu be-

nachteiligen.   

Es bleiben 10 Mio. Franken für «inno-

vative Zusammenarbeitsprojekte». Was 

verstehen Sie darunter?

MS: Eine Fusion muss nicht in jedem Fall 

die richtige Lösung sein. Oft reicht auch 

eine enge Zusammenarbeit, damit Ge-

meinden in ihrer Entwicklung vorwärts- 

kommen. Durch kommunale Zusammen-

arbeit können autonome Gemeinden 

ihren Handlungsspielraum vergrössern 

und so ihre Chancen selber nutzen. Zur 

Förderung der Zusammenarbeit von Ge-

meinden sollen deshalb 10 Mio. Franken 

– befristet auf 10 Jahre – zur Verfügung 

gestellt werden. 

Bis heute hat der Regierungsrat vor 

allem Fusionen unterstützt. Jetzt sollen 

auch Zusammenarbeitsprojekte in den 

Genuss von Anreizen kommen. Hat die 

Regierung eine Kehrtwende gemacht?

MS: Nein. Zusammenarbeit kann für eine 

Gemeinde genauso Ziel führend sein, 

Kosten und Strukturen in den Griff zu 

bekommen, wie eine Fusion. Die Zusam-

menarbeit unter Nachbarsgemeinden 

verstehe ich eigentlich als Selbstver-

ständlichkeit. Diese funktioniert in den 

allermeisten Fällen bereits sehr gut. Mit 

den reservierten Geldern für Zusammen-

arbeitsprojekte sollen Ideen und Modelle 

gefördert werden, die über das Alltäg-

liche hinausgehen. 

Der Kanton hat ein Entlastungspaket 

eingeläutet. Der Kanton soll insgesamt 

rund 27 Mio. Franken einsparen, das 

hat im Kanton (Bildung und Verwaltung) 

Opfer zur Folge. Da wären ja 80 Mio. 

Franken bereitgelegen.

MS: Ja, das wäre vielleicht populär ge-

wesen, hätte aber von einer kurzfri-

stigen Optik gezeugt. Die Mittel aus 

dem Kohäsionsfonds bilden nämlich die 

finanzielle Grundlage für die strukturelle 

Zukunftsstrategie des Kantons. Diese In-

vestitionen sind wichtig und werden sich 

für unseren Kanton nachhaltig auszah-

len! Wir haben in diesem Bereich bereits 

viel erreicht – und jetzt mitten im Fluss 

stehen zu bleiben, wäre eine kurzsich-

tige, mutlose Politik. 

«Eine Fusion muss im Gesamt
interesse des Kantons liegen. 
Sehr detailliert werden die 

Schulden- und Lastensituation, 
aber auch der zukünftige In

vestitionsbedarf untersucht.»

Die Vorlage obliegt dem obligatorischen 

Finanzreferendum. Beim Kantonsbeitrag 

Littau-Luzern hatte die Stimmbevölke-

rung Nein gesagt. Warum soll sie dieses 

Mal Ja sagen?

MS: Ich glaube, dass beim Kantons-

beitrag Littau-Luzern viele Menschen 

nicht verstehen konnten, weshalb die 

Stadt Luzern vor der Abstimmung noch 

die Steuern gesenkt hat. Eine Mehrheit 

der Stimmberechtigten hatte daraus ge-

schlossen, dass diese Fusion aus eigenen 

Kräften und ohne finanzielle Unterstüt-

zung durch den Kanton erfolgen könne. 

Die beiden Abstimmungen sind nicht 

miteinander vergleichbar. Aufgrund der 

Volksabstimmung über die 80 Millionen 

Franken wird noch nichts verteilt. Mit 

einem Ja kann für die reservierten Mittel 

eine gesetzliche Grundlage geschaffen 

werden. Danach können die Gelder für 

erfolgreiche Fusions- oder Zusammenar-

beitsprojekte eingesetzt werden.

Interview: Othmar Wüest

Marcel Schwerzmann, Regierungsrat
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Reservierte Mittel

Um den Begriff der «reservierten Mittel» 

zu verstehen, muss um vier Jahre zurück-

geblendet werden: Die Staatsrechnung 

2006 schloss mit einem Ertragsüberschuss 

von 132,2 Millionen Franken ab. 80 Mio. 

Franken hat das Parlament damals zweck-

gebunden für einen Kohäsionsfonds zur 

Umsetzung der Agglomerationspolitik und 

der Politik des ländlichen Raumes einge-

setzt. Konkret wurde verlangt, dass eine 

gesetzliche Grundlage zu schaffen sei für 

die Ausrichtung von Entwicklungsbeiträgen 

zur Umsetzung der Neuen Regionalpolitik 

(NRP), zur Stärkung der Zentren Luzern, 

Sursee und weiterer Regionalzentren sowie 

zur Unterstützung von potenzialarmen Ge-

meinden. Zudem sollte der Kohäsionsfonds 

die Strategie der Gemeindeentwicklung des 

Kantons Luzern unterstützen. Eine Strategie, 

von der Gemeinden, Regionen und damit 

der ganze Kanton gleichermassen profitie-

ren sollen. 



 

Die Fusionsstrategie verfolgen Regie-

rungsrat und der Kantonsrat seit 1997. 

Was war die Idee dahinter?

Yvonne Schärli: 1997 war der Kanton 

Luzern in einer finanziell schwierigen Si-

tuation: Er hatte steigende Defizite und 

hohe Schulden. Der Finanzausgleich 

war kompliziert und intransparent. Die 

kleinen Gemeinden hatten finanzielle 

und personelle Probleme, und ihre Auf-

gaben wurden immer komplexer. Die 

Bevölkerung verlangte nach einem lei-

stungsfähigen Kanton und Gemeinden 

mit zeitgemässen Dienstleistungsange-

boten. Der Kanton war gefordert und 

entschied sich mit Luzern '99 für Struk-

turanpassungen.

«Unsere Strategie ist erfolg-
reich und erhält schweizweit 

starke Anerkennung.»

Die Vorstellung von damals waren 60  

bis  70 Gemeinden. Heute gibt es 12 

Fusionen mit insgesamt 87 Gemeinden. 

War das damalige Ziel zu ehrgeizig?

YS: Der Prozess zeigte sich schwieriger 

als anfänglich angenommen. Eine Fusion 

ist nicht nur ein organisatorischer Pro-

zess, sondern in erster Linie ein demo-

kratischer. Ein Prozess, der mit starken 

Emotionen verbunden ist. Es braucht Zeit, 

bis sich die Bevölkerung mit dem Thema 

auseinandersetzt und am Ende entschei-

den kann. Das wurde unterschätzt.

Was hat sich an der Strategie der Regie-

rung in all den Jahren verändert?

YS: Wir sind abgekommen von der Vor-

stellung, dass sich Regionen nach einem 

vorgegebenen Perimeter zusammen-

schliessen. Wir gehen heute den prag-

matischen Weg: Wir unterstützen das 

Machbare im Vertrauen darauf, dass die 

positiven Auswirkungen von Fusionen 

weitere Schritte zulassen. 2007 haben 

Kantonsrat und Regierungsrat in der 

Strategie zudem einen wichtigen neuen 

Akzent gesetzt: Für den Kanton Luzern 

und die Gemeinden wäre es von Vorteil, 

wenn auch die wirtschaftlichen Zentren 

im Kanton, Agglomeration Luzern und 

Region Sursee, ihre Strukturen überprüfen 

würden. 

Der Kanton verfolgt die Strukturanpas-

sung, um stärker zu werden. Was heisst 

das für den Kanton, was für die Gemein-

den?

YS: Die Strukturen des Kantons Luzern 

sind kleinteilig. In vielen kleinen Ein-

heiten wird die gleiche Arbeit verrichtet: 

Alle Gemeinden haben einen eigenen 

Gemeinderat, eine eigene Verwaltung, 

sie betreiben eine Politik auf engem 

Raum. Das bedeutet viele Sitzungen, 

Arbeiten, die mehrfach verrichtet wer-

den. Kurz: eine Organisation mit hohem 

Aufwand an personellen und finanziellen 

Ressourcen. 

Was bringen Fusionen den Bürgerinnen 

und Bürgern?

YS: Für sie ändert durch eine Fusion nicht 

so viel, wie das im Vorfeld von Fusionen 

oft befürchtet wird. Befragte Einwohne-

rinnen und Einwohne klagen weder über 

Identitäts- noch Demokratieverlust. Im 

Gegenteil würde der Grossteil der Bevölke-

rung der Fusion auch im Nachhinein wie-

der zustimmen. Der tatsächliche Nutzen 

besteht darin, dass die Gemeinde durch 

die Fusion optimal organisiert Dienstleis

tungen anbieten und Synergien nutzen 

kann. 

«Identität und demokratisches 
Engagement braucht es aber 

auch in einer fusionierten  
Gemeinde, wenn sich der Orts-

teil im neuen Gefüge Gehör  
verschaffen will.»

Kritiker sagen, Fusionen seien ein Angriff 

auf die Autonomie der Gemeinden und 

auch auf den Föderalismus.

YS: Diese Aussagen halte ich für falsch. 

Zum einen sind Fusionen im Kanton Lu-

zern ein sehr demokratischer Prozess. Es 

sind die Bürgerinnen und Bürger in den 

Gemeinden, die am Ende über den Weg 

ihrer Gemeinde an einer Abstimmung 

entscheiden. Was den Föderalismus be-

trifft: Es sind die starken Gemeinden, 

die am Föderalismus teilhaben. Eine Ge-

meinde, die ihre Aufgaben kaum mehr 

wahrnehmen kann und von anderen Ge-

meinden und vom Kanton abhängig ist, 

verfügt über zu wenig Eigenständigkeit, 

damit sie sich ins föderalistische System 

einbringen könnte. So gesehen stärkt die 

Gemeindereform die Gemeinden und den 

Föderalismus.

Der Kanton beteuert seit Anfang der 

Reform, er mache keinen Druck auf die 

Gemeinden. Mit dem Wirkungsbericht 
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Die Regierung muss vorausschauen und 
Lösungen finden

Der Kanton Luzern soll noch stärker werden, und dazu braucht er zeitgemässe Struk-

turen. Der Prozess läuft seit über zehn Jahren. Der Aufbau neuer Strukturen kostet. 

Warum sich diese Investition lohnt, erklärt Regierungsrätin Yvonne Schärli.

Es hagelte Kritik nach der Ankündigung 

der Strukturreform 1997.
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werden die kleinen Gemeinden ab 2013 

nicht länger bevorzugt behandelt. Ihr 

Versuch, sich zu wehren, zeigte im Kan-

tonsrat kaum Wirkung. 

YS: Ich verstehe die grossen Gemein-

den, die kleine Gemeinden, die sich in 

den vergangenen Jahren kaum bewegt 

haben, nicht länger bevorzugt behan-

deln möchten. Ich kann auch das Ge-

fühl von Autonomieverlust der kleinen 

Gemeinden nachvollziehen. Was seit 

Langem angedacht ist, soll nun reali-

siert werden: die Gleichbehandlung aller 

Gemeinden im Finanzausgleich. Ob wir 

wollen oder nicht, Veränderungen sind 

unvermeidbar. Wir sollten sie vermehrt 

auch als Chance verstehen. Demokra-

tische Mitbestimmung braucht es auch 

in einer fusionierten Gemeinde, wenn 

sich ein Ortsteil im neuen Gefüge Gehör 

verschaffen will.

Altbewährte Strukturen wie Gemeinde-

grenzen oder Wahlkreise werden aufge-

löst. Das schafft Verunsicherung.

YS: Gesellschaftliche Veränderungen 

verlangen nach Auseinandersetzung 

und stetig neuen Lösungen. Die Alterna-

tive hiesse: abwarten und schauen, was 

kommt. Das kann nicht die Strategie eines 

Regierungsrates sein. Die Bevölkerung 

erwartet, dass er die neuen Herausforde-

rungen rechtzeitig angeht. 

In der Zwischenzeit sind die Agglome-

ration Luzern und die Region Sursee am 

Abklären. Genügen ihre Strukturen auch 

nicht?

YS: Bei Jeder Fusion geht es darum, Dop-

pelspurigkeiten zu eliminieren, die Or

ganisation zu verbessern, über grössere 

Gebiete zu planen, Synergiemöglichkeiten 

zu nutzen. Das sind die Chancen für kleine 

und grosse Fusionsgemeinden. Von starken 

Zentren profitiert aber auch der Kanton. Von 

ihnen kommen die meisten finanziellen Mit-

tel. Diese können zum Wohle der gesamten 

Bevölkerung wieder investiert werden.

Der Kanton Luzern will noch einmal  

70 Mio. in Fusionen investieren, 10 Mio. 

für Zusammenarbeitsprojekte. Das ist viel 

Geld. Wie lässt sich diese Investition recht-

fertigen?

YS: Mit der Aufgabe des Regierungsrates, 

das Wohl der Bevölkerung auch in Zukunft 

zu sichern. 1997 hat der Regierungsrat mit 

der Strukturreform eine Lösung für die zu-

künftigen Herausforderungen gesucht. 

Unsere Strategie ist erfolgreich und erhält 

schweizweit starke Anerkennung. Dieser 

Prozess der Stärkung muss weitergeführt 

werden. Dazu brauchen die Gemeinden 

finanzielle Mittel. 

Interview: Bernadette Kurmann

Yvonne Schärli, Regierungsrätin

 

Karikaturen: NLZ 1997
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Gestartet wurde das Projekt LuEgov 
unter dem Dach von LuData, einer 
Plattform für gemeinsame Vorhaben 
von Gemeinden und Kanton. Eine 
erste Analyse hatte gezeigt, dass 
im Kanton Luzern im Bereich E-Go-
vernment Handlungsbedarf besteht. 
Gesamtschweizerisch liegen wir im 
Mittelfeld. Es gibt Kantone wie St. 
Gallen oder Zürich, die weiter sind. 
Seit 2007 liegt die übergeordnete E-
Government-Strategie Schweiz vor. 
Daran hat sich der Kanton Luzern bei 
der Ausarbeitung der eigenen Strate-
gie angelehnt.

Wissen, wohin wir gehen
«Eine E-Government-Strategie brau-
chen wir, um unsere Ziele zu defi-
nieren und Handlungsschwerpunkte 
festzulegen. Wir wollen definieren, 
wie sich E-Government entwickeln 
soll. Was wollen wir erreichen? Bis 
wann? In welchem Bereich?», erklärt 
der Projektleiter den Sinn und Zweck 
der Strategie. Entscheidend dabei sei 
gewesen, sich einig zu werden über 
die wichtigsten Handlungsfelder, 
die sogenannten Handlungsschwer-
punkte: Welches sind die relevanten 
öffentlichen Leistungen für Wirtschaft 
und Bevölkerung, bei denen das elek-
tronische Angebot ausgebaut werden 

soll: die Bewilligungsverfahren, Pro-
zesse im Steuerwesen oder die Infor-
mationsangebote? Oder sind zuerst 
die die technischen Voraussetzungen 
zu schaffen? Zudem werden in der 
E-Government-Strategie Luzern auch 
die Bereiche zur Optimierung der Zu-
sammenarbeit innerhalb und zwischen 
den Verwaltungen definiert. «In der 
Strategie ist festgehalten, wie sich der 
Kanton Luzern im Bereich E-Govern-
ment weiterentwickeln soll.»

«Eine E-Government-Strategie 
brauchen wir, um unsere Ziele 
zu definieren und Handlungs-
schwerpunkte festzulegen.»

Regelung der Zusammenarbeit
Ein entscheidender Teil der Arbeit 
waren die Definition der Zusammenar-
beit zwischen Gemeinden und Kanton 
sowie der Aufbau einer neuen Orga-
nisation. Die Umsetzung der Strate-
gie bedingt eine Organisationsform, 
die eine gemeinsame Führung von 
Gemeinden und Kanton ermöglicht. 
Der Verband Luzerner Gemeinden 
VLG und der Regierungsrat sind die 
Auftraggeber. Sie setzen ein Steuer-
gremium ein. Als zentrales, operativ 
tätiges Element für die Umsetzung 
der Strategie wirkt die Fachstelle  
E-Government. Die Fachstelle setzt die 
Strategie in Zusammenarbeit mit den 
Projekteignern in den Verwaltungsein-
heiten um (s. Organigramm Seite 6). 

Aufgaben der Fachstelle
Die Hauptaufgabe der Fachstelle be-
steht darin, Projekte zu koordinieren 

und damit die Nutzung von Syner-
gien sicherzustellen. Zudem erarbeitet 
sie Grundlagen und Richtlinien zur 
Strategieumsetzung, führt ein Pro-
jektportfolio, erstellt Budget und Fi-
nanzplan, prüft gemeinsame Projekte 
und ist zuständig für die Kommunika-
tion. «Die Fachstelle setzt die Projekte 
nicht direkt um. Dies geschieht durch 
Gemeinden oder kantonale Dienst-
stellen», erklärt Stephan Arnold und 
verweist auf die personelle Besetzung 
der Fachstelle. Je ein Vertreter aus 
Gemeinden und Kanton bilden als Be-
auftragte für E-Government mit ins-
gesamt 100 bis 120 Stellenprozenten 
die Fachstelle.

Gute Zusammenarbeit
Die vorliegende Strategie und die 
Rahmenvereinbarungen wurden von  
Kanton und Gemeinden gemeinsam 
erarbeitet. Der Projektleiter spricht 
von einer guten, zielorientierten Zu-
sammenarbeit. Auf eigenen Wunsch 
wird die Vernehmlassung bei den 
Gemeinden durch den VLG durchge-
führt. Er wird dazu eigene Informa
tionsveranstaltungen durchführen (s. 
Kasten Seite 6).

«Die Fachstelle setzt die Pro-
jekte nicht direkt um. Dies  

geschieht durch die Gemeinden 
oder die kantonalen Dienst

stellen.»

Antwort auf (fast) alle Fragen
Ziel der Strategie ist es, ein kun-
denorientiertes E-Government auf-
zubauen. Was heisst das? Stephan 

E-Government-Strategie Luzern

Vor einem Jahr wurde das Projekt LuEgov gestartet. Inzwischen wurde die Strate-
gie durch die LuData-Projektsteuerung zur Vernehmlassung freigegeben. Wohin 
führt die Strategie? Ein Gespräch mit dem Projektleiter Stephan Arnold.

Stephan Arnold 

 

Zum Begriff
E-Government will die Möglichkeit 
für Wirtschaft und Bevölkerung 
schaffen,  die wichtigen Geschäfte 
mit den Behörden elektronisch ab-
wickeln zu können. Die Behörden 
ihrerseits sollen ihre Geschäftspro-
zesse modernisieren und unterei-
nander elektronisch verkehren. 
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Arnold verweist auf das angedachte 
«E-Government-Portal». Ein zentraler, 
themen- und bedürfnisorientierter Zu-
gang für die Bevölkerung – aber auch 
für die Wirtschaft. Ein Zugang für alle 
Bedürfnisse, sei es ein Baugesuch oder 
eine Meldung bei der Einwohnerkon-
trolle. Weiter sollen die Gemeinden 
die Informationen für ihre Gemeinde-
Portale zentral beziehen und anzeigen 
können.»

Vereinfachung der Arbeit
Vorteile sollen sich auch für die Ver-
waltungen ergeben. Stephan Arnold 
erwähnt als Beispiel den elektronischen 
Zugriff auf die Register. «Wenn die 
Verwaltungen heute eine Auskunft 
einholen wollen, telefonieren sie oder 
schreiben einen Brief an die zuständige 
Stelle. Verwaltungen in den Gemeinden 
und im Kanton sollen die Möglichkeit 
erhalten, direkt auf die Register zuzu-

greifen: im Steuerbereich, Strafregister 
usw. – vorausgesetzt, sie haben die Be-
rechtigung dafür. Unter der Nutzung 
der Datenaustauschplattform wird 
zudem der Datenaustausch zwischen 
Gemeinden, Kanton und Bund verbes-
sert. Das spart Zeit, und die Arbeit auf 
den Verwaltungen wird vereinfacht.»

Vorgehen in Etappen
Die Umsetzung der E-Government-
Strategie erfolgt durch Projekte und ist 
auf zehn Jahre ausgelegt. Wieso diese 
lange Zeit? Der Projektleiter verweist 
auf die Komplexität und Vielfalt der 
Strategie, aber auch auf die Finanzie-
rung. Er spüre einen starken Willen bei 
VLG und Kanton, die E-Government-
Strategie umzusetzen. Ein zentrales 
Thema sei die Finanzierung. Stephan 
Arnold: «In beiden Gremien muss ein 
Sensibilisierungsprozess laufen. Die 
Umsetzung einer so umfassenden 
Strategie bindet finanzielle Mittel. 
Nicht zuletzt aus diesem Grund haben 
wir den Zeithorizont bis 2020 gesetzt. 
Wir möchten in Etappen arbeiten und 
dabei eine Priorisierung der Aufgaben 
vornehmen.»

Bernadette Kurmann

 

Veranstaltung des VLG
Der VLG hat an der Generalversamm-
lung im Januar 2010 seine Mitglieder 
erstmals über die E-Government-
Strategie Luzern informiert. In der 
Zwischenzeit sind die Gemeinden zur 
Vernehmlassung eingeladen. Der VLG 
möchte die Informationen aus erster 
Hand an seine Mitglieder weitergeben 
und lädt zu zwei Veranstaltungen ein:

- �Freitag, 26.2.2010, 16.00 Uhr,  
Emmenbrücke, Zentrum Gersag

- �Mittwoch, 10.3.2010, 17.00 Uhr, 
Schenkon, Begegnungszentrum

Alle Vernehmlassungsunterlagen 
und weitere Informationen zum 
Projekt LuEgov sind auf der Website 
www.ludata.lu.ch verfügbar.


